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Rangoon:  Die  inhaftierte  Oppositions-
führerin  Aung  San  Suu  Kyi  forderte 
heute die Bevölkerung Myanmars dazu 
auf, eine Antwort auf ein "ungerechtes" 
Wahlgesetz zu geben, das sie von der 
Wahl  ausschliesst,  sagte  ihr  Anwalt 
Nyan Win heute zu AFP.

"Das  Volk  und  die  politischen  Kräfte 
müssen gemeinsam auf dieses so un-
gerechte Gesetz reagieren," sagte Suu 
Kyi lt. Nyan Win, nachdem er die Ikone 
der Demokratie in ihrem Haus besucht 
hatte.  "Sie  hatte  nicht  gedacht,  dass 
ein  so  unterdrückendes  Gesetz  her-
auskommen würde".

Nach  dem  neuen  Wahlgesetz  findet 
sich  die  Friedensnobelpreisträgerin 
Suu Kyi vor dem Ausschluss aus der 
eigenen Partei, der National League for 
Democracy (NLD)  und darf  sich auf-
grund der  Tatsache,  dass  sie  sich  in 
Haft befindet, nicht an der diesjährigen 
Wahl  beteiligen.

Nyan Win  sagte,  dass  Suu Kyi  wäh-
rend des Treffens  resolut  und "fröhli-
cher" als erwartet zu sein schien. Sie 
sagte, dass die Partei ebenfalls auf die 
neuen Gesetze  reagieren  müsse,  die 
international  als  undemokratisch   an-
geprangert werden.

"Sie ist darüber nicht bestürzt. Sie sag-
te, dass unsererseits eine konkrete Re-
aktion  erfolgen  müsse...  Wir  können 
zur  Zeit  noch  nicht  sagen,  wie  diese 
aussehen wird,"  sagte  Nyan Win und 
fügte hinzu, dass er  sich mit den Par-

teiältesten besprechen werde.

Die  regierende  Junta  Myanmars  er-
nannte  heute  eine  Wahlkommission, 
bestehend aus 17 handverlesenen Mit-
gliedern,  die  die  Wahlen überwachen 
sollen, die  für Oktober oder November 
diesen Jahres  geplant  sind.  Die USA 
halten  die  neuen  Wahlgesetzes,  die 
am Montag vom Regime veröffentlicht 
wurden,  für  eine "Verunglimpfung der 
Demokratie",  während  der  Chef  der 
UNO,  Ban  Ki-moon die  Junta  auffor-
derte, Suu Kyi freizulassen und ihr zu 
erlauben, ihre Rolle zu übernehmen.

Rangoon: Myanmars inhaftierte Oppo-
sitionsführerin Aung San Suu Kyi sagte 
am Dienstag, dass sie "nicht im Traum 
daran  denke"  ihre  Partei  für  die 
diesjährigen  Wahlen  registrieren  zu 
lassen,  fügte  jedoch  hinzu,  dass  es 
nicht  ihr  zukomme,  hierüber  zu  ent-
scheiden, sagte ihr Anwalt.

Suu Kyi,  die  15  der  vergangenen 20 
Jahre bereits  in Haft  verbringt,  würde 
ihre Partei  wegen "ungerechter Wahl-
gesetze" nicht an der Wahl teilnehmen 
lassen,  betonte  jedoch,  dass  diese 
Äusserung kein Befehl oder eine Vor-
schrift für andere Mitglieder sei.

"Persönlich würde ich nicht im Traum 
daran denken, die NLD sich unter einer 
so ungerechten und einseitig entworfe-
nen  Verfassung  einschreiben  zu  las-
sen," zierte ihr Anwalt,  selbst  Mitglied 
der  National  League  for  Democracy 
(NLD), Suu Kyi nach einem Treffen mit 
der Nobelpreisträgerin.

Die charismatische Suu Kyi ist nicht in 
der Lage, sich an der vielgeschmähten 
Wahl zu beteiligen,  weil sie mit einem 
Ausländer  verheiratet  war   und  ihre 
Kinder die britische Staatsbürgerschaft 
besitzen,   wie  auch wegen ihrer  Vor-
strafen.

Kritiker sind der Ansicht, dass sich die 
Militärregierung vor  ihrer  grossen  Be-
liebtheit  und  internationalen  Anzie-
hungskraft fürchtet und daher versucht, 
sie hinter Schloss und Riegel zu halten, 
um so ihren Einfluss einzudämmen.

Die  NLD,  die  die  letzten Wahlen von 
1990  erdrutschartig  gewonnen  hatte, 
der es aber nie erlaubt worden war, zu 
regieren,  muss  sich  noch  entschlies-
sen  ob  sie  sich  an  der  diesjährigen 
Wahl, für die  noch kein Termin fest-
liegt,  beteiligen will.

Es  besteht  zwischen  den  128  Vor-
standsmitgliedern noch Uneinigkeit, ob 
sie sich an der Wahl
beteiligen wollen oder nicht.

Einige  sagen,  dass  die  Verfassung 
eine  Farce  ist  und  favorisieren  den 
Boykott,  während  andere  glauben, 
dass  durch  einen solchen  Entschluss 
der politische Einfluss der grössten po-
litischen  Oppositionspartei   verspielt 
würde .

"Einige  möchten  grünes  Licht  geben, 
aber die meisten sind dagegen", sagte 
Nyan Win, und fügte hinzu, dass sich 
die  Partei  am  29.März  entscheiden 
wird.

Myamars Militär, das in der ehemaligen 
britischen Kolonie seit  fast fünf Deka-
den an der Macht ist,  hat vor kurzem 
das Ergebnis der Wahl von 1990 an-
nulliert, da diese lt. den staatlichen Me-
dien nicht mit den Erlassen des Monats 
übereinstimme.

"VERHÖHNUNG DER DEMOKRATIE"
Die Gesetze besagen, dass jede Par-
tei,  die  sich  für  die  Wahl  registrieren 
lassen will, alle Mitglieder, die eine Ge-
fängnisstrafe verbüßen, ausschliessen 
muss,  ein Erlass,  von dem die Verei-
nigten Staaten sagen, dass es die De-
mokratie verhöhnt. Parteien, die  ...
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... es versäumen, sich registrieren 
zu lassen, können von der Junta auf-
gelöst werden.

Viele  ältere  NLD-Mitglieder  befinden 
sich  unter  den  mehr  als  2000  politi-
schen Häftlingen, während das Regime 
leugnet, irgendjemanden wegen seiner 
politischen Überzeugung festzuhalten.

Nyan Win  sagt,  dass  die  NLD Klage 
wegen der neuen Gesetze gegen das 
Regime  eingereicht  hat;  diese  wurde 
vom Obersten Gericht verworfen.

Parteiquellen  berichteten  Reuters, 
dass sich am Dienstag zwei neue poli-
tische Parteien bei dem neugegründe-
ten  Wahlausschuss  registrieren  lies-
sen.

Es handelt sich dabei um die Partei der 
88 Generation Students of the Union of 
Myanmar  (GSUM)  und  der  Union  of 
Myanmar National Political Force (UM-
NPF).

Von  beiden  wird  angenommen,  dass 
sie dem Militär nahestehen, das auto-
matisch 25 Prozent der Sitze im Parla-
ment erhält.

Analysten weisen darauf hin, dass die 
Junta,  die  die  volle  Kontrolle  über 
Schlüsselministerien  behält,  wahr-
scheinlich bevollmächtigte Parteien so 
einsetzen wird, dass sie das Unterhaus 
beherrscht und so die Macht gewählter 
Gegner einschränkt.

Kritiker meinen, dass die Wahl, die der 
letzte Schritt der Junta auf der "Road-
map"  zur  Demokratie  ist,  eine  Farce 
ist,  die  den  Eindruck  einer  Zivilregie-
rung erwecken soll, während das Mili-
tär weiterhin das Sagen hat.

Rangoon, den 9. Marz 2010

Wie die staatlichen Zeitungen am Mitt-
woch  berichten,  verbietet  ein  neues 

Wahlgesetz, das vom regierenden Mili-
tär  Myanmars  herausgegeben  wurde, 
der prodemokratischen Führerin Aung 
San Suu Kyi,  einer  politischen  Partei 
anzugehören  und  schliesst  sie  damit 
von den bevorstehenden Wahlen aus.

Das Registrierungsgesetz für politische 
Parteien, das durch die offiziellen Zei-
tungen  veröffentlicht  wurde,  schliesst 
jeden, der von einem Gericht verurteilt 
wurde, von einer Wahlteilnahme aus.

Die Nobelpreisträgerin, die 14 der ver-
gangenen 20 Jahre in Haft verbrachte, 
wurde  vergangenen  August  wegen 
Verstosses gegen die Bedingungen ih-
res Hausarrestes verurteilt, weil sie ei-
nem Amerikaner, der uneingeladen zu 
ihrem Anliegen am See geschwommen 
war, kurz Unterkunft gewährt hatte. Sie 
wurde  deshalb  erneut  zu  Hausarrest 
bis Ende November diesen Jahres ver-
urteilt.

Dieses  Urteil  wird  als  Mittel  angese-
hen, Suu Kyi von der Wahlkampagne 
auszuschliessen. Das Oberste Gericht 
lehnte vergangenen Monat ihre  Beru-
fung ab.

Lt. Wahlgesetz müssen sich politische 
Parteien  innerhalb  von  60  Tage  ab 
Montag, an dem das Gesetz veröffent-
licht  wurde,  bei  einem  Wahlkomitee, 
dessen  Mitglieder  von  der  Junta  er-
nannt werden, registrieren  lassen.

Das  Datum  der  Wahl  wurde  bisher 
noch nicht bekanntgegeben, noch hat 
Suu Kyis  National  League for  Demo-
cracy   mitgeteilt,  ob  sie  sich  an  der 
Wahl beteiligen wird.

Das Gesetz verbietet Mitgliedern religi-
öser  Orden wie  auch Staatsbeamten, 
politischen Parteien beizutreten.

Das Regime verabschiedete am Mon-
tag 5 Gesetze, die sich auf  die Wahl 
beziehen, zwei von ihnen wurden bis-
her veröffentlicht. Drei weitere sollen in 
den kommenden Tagen bekanntgege-
ben werden.

2008 kündigte  die  Regierung Wahlen 
für  einen  noch  offenen  Zeitpunkt  in 
2010 an. Die letzten Wahlen von 1990 
waren erdrutschartig von Suu Kyis Par-
tei gewonnen worden, aber das Militär 
weigerte sich, die Macht zu übergeben.

Ihre  Partei  behauptet,  dass  die  neue 
Verfassung von 2008 nicht fair sei und 
dem Militär die Kontrolle in der Regie-
rung überlässt.

Britannien unterstützt den Schritt, Bur-
mas Militärführung zur Ermittlung von 
Kriegsverbrechen  und  Menschen-
rechtsverletzungen vor  das  internatio-
nale  Kriegsverbrechertribunal  zu  brin-
gen. Dieser Schritt ist Teil der intensi-
vierten Kampagne, die Junta zu zwin-
gen,  echte  demokratische  Reformen 
einzuführen, berichteten diplomatische 
und  Regierungsquellen  heute  dem 
Guardian.

Der englische UNO-Botschafter sagte, 
dass  Britannien  in  einer  verstärkten 
Vorgehensweise  den  Druck  auf  das 
isolierte  Regime  vor  den  für  diesen 
Herbst  geplanten  Wahlen  verstärken 
wird und erklärte, dass Britannien eine 
Empfehlung  des  Sonderberichterstat-
ters  für  Menschenrechte  der  UNO in 
Burma  unterstützt, dass der internatio-
nale Gerichtshof in den Hague eine Er-
mittlung wegen Kriegsverbrechen eröff-
net.

Sir Mark Lyall Grant berichtete nach ei-
ner Sitzung des Sicherheitsrates, dass 
sich die fünf ständigen Mitglieder nicht 
"hinreichend  einig"  seien,  um  einer 
Empfehlung des ICC umgehend nach-
zugehen; sollte ein solche Empfehlung 
jedoch  auf  den  Tisch  kommen,  wird 
England  diese  unterstützen.  Diese 
Kampagne  hat  die  Zustimmung  von 
fast 200 Parlamentsmitgliedern.

England, die ehemalige Kolonialmacht, 
ist darum bemüht, den Druck auf das 
Regime zu erhöhen,
damit es die neuen Verordnungen  auf-
hebt,  die  es  ehemaligen oder  gegen-
wärtigen politischen Häftlinge untersa-
gen, sich  für die Wahl zu präsentieren 
oder politischen Parteien  als Mitglied 
anzugehören.

 "Es ist unser oberstes  Ziel, den Druck 
auf  das  Regime  zu  erhöhen,  um  es 
dazu zu bewegen,  die Wahlgesetze zu 
klären und freie und faire Wahlen ab-
zuhalten," sagte ein britischer   …
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Neues Gesetz  

schliesst 
Myanmars pro-
demokratische
Führerin von
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[BurmaCampaign] Anna Roberts 
<anna.roberts@burmacampaign.org.uk>

The Guardian,  25. März 2010

Grossbritannien
unterstützt den
burmesische
Führung vor das
Kriegsverbrecher-
tribunal zu bringen  
<  http://www.guardian.co.uk/world/2010/mar/25/uk-backs-case-against-burma>  
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...  Beamter.  England  würde  das 
Thema  zusammen  mit  den  USA, 
Frankreich und anderen gleichgesinn-
ten Staaten "robust" bei der UNO und 
anderen  Foren  verfolgen,  wie  z.  B. 
dem Menschenrechtsrat in Genf, fügte 
der Beamte hinzu.

Sollte die Junta es ablehnen, die Wahl-
gesetze zu ändern und sich die Oppo-
sitionsparteien  zu  einem  Boykott  ge-
zwungen sehen, wird Britannien bereit 
sein,  eine  Anzahl  harter  EU-Wirt-
schaftssanktionen vorzuschlagen. Jeg-
liche Entscheidung für  den Vorschlag 
von  Sanktionen  läge  bei  Gordon 
Brown, der ein persönliches Interesse 
am  Leiden des  burmesischen  Volkes 
genommen  hat;  sie  könnte  bereits  in 
der nächsten Woche erfolgen.

Eine Regierungsquelle lässt verlauten, 
dass  die  Wahlgesetze  sich  ganz klar 
"lustig  machen"  und  keine  ernsthafte 
Bemühung darstellen, das Land zu de-
mokratisieren,  eine  Meinung,  die  zu-
nehmend  von  den  burmesischen 
Nachbarn  in  der  Association  of  Sou-
theast Asian Nations geteilt wird.

Die  Ankündigung  des  Wahltermins 
wird  für  die  nächsten  Tage  erwartet, 
sagte die Quelle. "Dies wird ganz klar 
ein  wichtiger  Augenblick  für  das  Re-
gime sein, und es gibt keinerlei Anzei-
chen, dass es das Ruder herumwerfen 
wird. Deshalb werden alle unsere Be-
mühungen  dahingehen,  sicherzustel-
len, dass es einen Chor von Kritikern 
geben wird und klarzustellen, dass die 
Wahl  nicht  dazu  beitragen  wird,  das 
Regime zu legalisieren".

Es wird erwartet, dass die grösste Op-
positionspartei  Burmas,  die  National 
League for Democracy, die von der un-
ter  Hausarrest  stehenden Nobelpreis-
trägerin  Aung  San  Suu  Kyi  geführt 
wird, am Montag ihren Entschluss mit-
teilt, ob sie sich für die Teilnahme an 
den Wahlen registrieren lassen will. So 
wie  die Dinge stehen, würde sie,  wie 
viele der führenden Mitglieder der NLD, 
automatisch disqualifiziert, weil sie Ge-
fängnisstrafen  verbüssen  oder  ver-
büsst haben.

"Sollte  sich  Aung  San  Suu  Kyi  ent-
scheiden,  auszusteigen,  dann  würde 
dies  den  Todesstoss  für  die  Wahlen 
bedeuten", sagte die britische Quelle.

Wie ihr Anwalt diese Woche berichte-
te, wäre sie gegen eine Teilnahme der 
NLD,  dies sei  jedoch nicht  allein ihre 
Entscheidung.  "Persönlich  würde  ich 
nicht  davon  träumen,  dass  sich  die 
NLD unter  einer  so  ungerechten  und 
einseitig erarbeiteten Verfassung regis-

trieren lässt", sagte sie.

Die  Entscheidung  der  Junta,  Wahlen 
abzuhalten,  die  die  ersten  seit  1990 
sind, bei denen die NLD erdrutschartig 
gewann, wird weitestgehend als Bemü-
hung des  Regimes  angesehen,  inter-
nationales Ansehen zu gewinnen und 
die Sanktionen der USA und EU zu be-
enden.  Aktivisten  und  Menschen-
rechtsgruppen haben die Wahlgesetze 
bereits denunziert.

Anna  Roberts,  Direktorin  der  Burma-
Kampagne  UK,  begrüsste  die  engli-
sche  Unterstützung  der  ICC-Empfeh-
lung  indem  sie  sagte:  "Die  burmesi-
schen  Generäle  werden  niemals  Ge-
rechtigkeit und Demokratie zulassen... 
anstatt  sich  auf  die  falschen  Wahlen 
einzulassen,  sollte  die  internationale 
Gemeinschaft darauf hinzielen, die Ge-
neräle hinter Gitter zu bringen, wo sie 
hingehören."

Die  Kampagne,  Juntamitglieder  wie 
General Than Shwe, Burmas de facto 
Staatsoberhaupt, wegen Kriegsverbre-
chen anzuklagen, erhielt diesen Monat 
Auftrieb als der Sonderberichterstatter 
der  UNO,  Tomás  Ojea  Quintana  die 
Lage  so  beschrieb:  "ein  Verhaltens-
muster  schlimmer  und systematischer 
Menschenrechtsverletzungen"  burme-
sischer  Bürger.  Die  Vergehen,  wie 
Mord,  Vergewaltigung,  Folter,  ethni-
sche  Säuberung  und  Zwangsarbeit 
sind  das  Ergebnis  langanhaltender 
Staatspolitik".

Der 7. Mai ist der letzte Termin für die 
wichtigste  Oppositionspartei  Burmas, 
die  National  League  for  Democracy 
(NLD),  sich  endgültig zu entscheiden, 
ob  sie  nach  20  Jahren  erfolglosen 
Kampfes  gegen  die  Militärdiktatur  als 
rechtmässige  Partei  weiterhin  beste-
hen will oder nicht.

"Wir  müssen  unsere  eigene  Führerin 
aus der Partei ausschliessen oder die 
Auflösung der Partei nach dem 7. Mai 
in Kauf zu nehmen", sagte Nyan Win, 
der Parteisprecher wie auch Anwalt ist, 
der die inhaftierte Parteiführerin, Aung 
San Suu Kyi vertritt.

"Unsere Partei steht vor einem grossen 
Dilemma," sagte er.

Das Regime hat am 8. März die Verab-
schiedung  seines  Wahlgesetzes  be-
kanntgegeben.  Die  NLD  und  andere 
derzeit legale Parteien müssen sich in-
nerhalb von 60 Tagen ab Bekanntgabe 
bei  der  Wahlkommission  registrieren 
lassen. Falls sie dies nicht tun, hören 
sie umgehend auf, als legale Einheiten 
zu existieren.

Die  Partei  muss  ausserdem  Suu  Kyi 
ausschliessen,  sollte  sie  sich  für  die 
Registrierung bei der Wahlkommission 
entscheiden, da es lt. Gesetz, das am 
Mittwoch  verkündet  wurde,  untersagt 
ist,  Gefangene  als  Parteimitglied  zu 
führen.

Suu Kyi verbringt gerade einen 18mo-
natigen Hausarrest, weil sie im August 
2009 kurz einem amerikanischen Bür-
ger Unterkunft gewährt hatte; vom ur-
sprünglichen Urteil wurden ihr drei Jah-
re  Zwangsarbeit  erlassen.  Suu  Kyi 
kann nicht als Mitglied irgendeiner poli-
tischen   Partei  angehören,  wenn  sie 
nicht vor dem 7. Mai entlassen wird.

"Sollte  unsere  Partei  sich  registrieren 
lassen, würde das bedeuten, dass wir 
unsere Forderung nach einer  Überar-
beitung der Verfassung aufgeben und 
gleichzeitig  unsere  Führerin  aussch-
liessen  müssen,"  sagte  Nyan  Win. 
"Sollten wir dies nicht tun, hört die Par-
tei auf, zu existieren.

Nyan Win sagte, dass die Partei versu-
chen  wird,  ein  Treffen  zwischen  Suu 
Kyi und Mitgliedern des Parteivorstan-
des zu bewirken. "Wir werden uns an 
die Regierung wenden, um dies zu er-
möglichen".

Nicht nur ist es Suu Kyi nach dem neu-
en  Parteien-Registrierungsgesetz  un-
tersagt, Mitglied einer politischen Partei 
zu sein, sondern sie darf  auch keiner 
politischen Partei vorstehen, sollten die 
Wahlen  vor  ihrer  Entlassung  stattfin-
den. 

Kapitel  II,  Artikel  4  (e)  des  Registrie-
rungsgesetzes  für  politische  Parteien 
besagt:  "Eine  vom  Gericht  verurteilte 
Person, die zur Zeit eine Strafe absitzt, 
oder Personen, die  gerade vor Gericht 
dem Prozess  einer  Überprüfung ihrer 
Gefängnisstrafe  unterworfen  sind,  ist 
es untersagt,  eine politische Partei zu 
gründen."

Vergangenen  Monat  verwarf  der 
Oberste Gerichtshof  Burmas den Ein-
spruch Suu Kyis gegen die Verlänge-
rung ihrer Haftstrafe. Nyan Win sagte, 
dass sie alle rechtlichen Möglichkeiten 
ausschöpfen  werden,  um  gegen  das 
Urteil anzukämpfen.                     ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

The Irrawaddy, Newsletter, March 10, 
2010, news@irrawaddy.org, www. irrawaddy.org

Das Dilemma
der NLD -
<http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=18005>

***************************
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...
Während das Wahlrecht minutiös dar-
auf  ausgelegt  ist,  Suu  Kyi  von  einer 
Teilnahme an den Wahlen auszusch-
liessen, muss Suu Kyi selbst noch ihre 
Stellung zur Wahl mitteilen.

Am  Mittwoch  brachten  die  burmesi-
schen staatlichen Zeitungen den Kom-
mentar des Premierministers, General 
Thein  Sein,  der  sich  anlässlich  eines 
Treffens  in  den  Shan-Staaten  am 
Dienstag dahingehend äusserte, dass: 
"kein burmesischer Bürger kann unter 
dem  Deckmantel  eines  Bürgers  von 
Myanmar   (Burma),  der  Handlanger 
oder  Agent  einer  feindlichen  Macht 
sein".

Die Bemerkungen Thein Seins wurden 
am  Mittwoch  als  Schlagzeile  in  den 
staatlichen Zeitungen gebracht. Er hat-
te bereits im vergangenen Monat ähnli-
che  Bemerkungen  gemacht,  die  von 
den staatlichen Medien hervorgehoben 
wurden.

Die vom Militär entworfene Verfassung 
von 2008 schloss Suu Kyi bereits von 
der  Möglichkeit  der  Amtsinhabe  des 
Präsidenten oder Vizepräsidenten aus, 
da sie vorsieht, dass niemand, der mit 
dem Bürger eines ausländischen Staa-
tes verehelicht ist oder dessen Kinder 
Bürger  eines  ausländischen  Staates 
sind,  in diese Ämter gewählt  werden 
darf. Suu Kyi war mit einem Briten ver-
heiratet,  und ihre zwei in England le-
benden  Söhne  besitzen  die  britische 
Staatsbürgerschaft.

Die Wahlgesetze der Junta stellen si-
cher,  dass  alle  politischen  Gefange-
nen, einschliesslich Suu  Kyi, die Füh-
rer der 88er Studentengeneration und 
Khun Htun Oo, Führer der Shan Natio-
nalities League for Democracy (SNLD), 
die nach der NLD die meisten Sitze in 
der Wahl von 1990 gewannen, von der 
burmesischen  Wahl  ausgeschlossen 
bleiben.

Selbst wenn die NLD und SNLD sich 
entschliessen sollten, ihre Führer aus-
zuschliessen  und  sich  bei  der  Wahl-
kommission vor dem 7. Mai  in Über-
einstimmung mit dem neuen Parteien-
Registrierungsgesetz anzumelden, um 
eine  Auflösung  zu  vermeiden,  sehen 
sie  sich  der  Drohung  der  Auflösung 
weiterhin ausgesetzt, falls sie sich den-
noch entscheiden,  nicht an der Wahl, 
die  für  Oktober  erwartet  wird,  teilzu-
nehmen.

Lt. Information von in Rangoon nieder-
gelassenen  Journalisten  hat,  als 
letzten  Hinweis  darauf,  dass  die 
Wahlen dieses Jahres weder frei noch 
fair  sein  werden,   die  in  Burma 
regierende Junta Zensoren beauftragt, 
alle Berichte über das Wahlrecht oder 
andere kontroverse Themen bezüglich 
der Wahl zu verbieten.

"Sobald  das  Wahlrecht  bekanntgege-
ben wurde,  haben wir  Mitglieder  ver-
schiedener  politischer  Parteien  hierzu 
interviewt, um ihre Meinung zu diesem 
Thema zu erfahren," sagte der Chefre-
dakteur einer in Rangoon niedergelas-
senen Zeitung. "Als wir jedoch unsere 
Berichte der Zensurbehörde vorlegten, 
wurde uns mitgeteilt, dass wir sie nicht 
veröffentlichen könnten".

Es ist  Journalisten verboten, über die 
vor Kurzem bekannt gegebenen Wahl-
gesetze  zu  berichten,  wie  auch  über 
die  Situation der  National  League for 
Democracy,  die  vor  der  Auflösung 
steht, falls sie es ablehnt, ihre Führerin 
Aung San Suu Kyi auszustossen.

"Ausser  "optimistische"  Berichte,  wie 
sie in den staatlichen Medien zu finden 
sind, dürfen wir nichts über die Wahlen 
berichten", sagte der Redakteur.

"Es gibt Regierungsparteien und Oppo-
sitionsparteien.  Wir  können  nicht  be-
haupten, dass es fair ist, wenn das Re-
gime  uns  nur  erlaubt,  darüber  zu 
schreiben,  was  die  regierungstreuen 
Parteien  sagen",  meinte  ein  in  Ran-
goon niedergelassener Reporter.

Lt.  Quellen  in  Rangoon  wurde  eine 
Sonderbehörde eingesetzt, die die Ar-
beit der Presse-Aufsichtsbehörde wäh-
rend der Wahlperiode überwachen soll. 
Die  Zensurbehörde  muss  jetzt   die 
Konzepte einer  "Spezialsicherheitsein-
heit"  unterbreiten,  die  aus  hochrangi-
gen Beamten besteht, unter ihnen Ge-
neralleutnant Myint Swe, der dem Jun-
tachef, Seniorgeneral Than Shwe, na-
hesteht.

Den meisten der privaten Wochenzeit-
schriften in Rangoon, wie  The Myan-
mar  Times,  Biweekly  Eleven,  Modern 
und 7 Day News, wurde von der Zen-

surbehörde  die  Veröffentlichung  von 
Artikeln verweigert,  weil sie empfindli-
che  Themen,  die  die  Wahl  betrafen, 
berührten.

Vergesst  das  Thema  der  Verfassung 
und die Überzeugung, dass die Junta 
in Burma freie und faire Wahlen  zulas-
sen wird, wie auch die Idee, dass sie 
der  Opposition  gestatten  wird,   am 
Wahlprozess teilzunehmen.

Wie immer begrenzt er auch sein mag, 
es wird bis zu einem bestimmten Grad 
ein  Wandel  im  Regierungsprozess 
durch die Einführung eines Parlamen-
tes  und  Regierungsinstitutionen  statt-
finden.

Dies ist die Annahme einiger burmesi-
scher Politiker und Intellektueller inner-
halb wie auch ausserhalb des Landes, 
die  glauben,  dass  die  pragmatische 
Wirklichkeit es erfordert, dass die Ge-
neräle  an  den  Verfahren  der  Regie-
rungspolitik  beteiligt  sein müssen, soll 
dass Land nach vorn gebracht werden.

Sie scheinen zu erwarten, dass nach-
dem sie die Verfassung gegründet ha-
ben,  die  regierenden  Generäle  einen 
offenen und fairen Wahlprozess erlau-
ben werden,  falls  die  Opposition  sich 
an der Wahl beteiligt.

Es ist jetzt jedoch schon offensichtlich, 
dass die Junta kein  keine fairen Vor-
aussetzungen  geschaffen  hat,   denn 
die  Wahlgesetze  wurden  ohne  jegli-
ches Zutun von ausserhalb der Militär-
regierung  erstellt.

Kapitel 1 des Parteienregistrierungsge-
setzes mit dem Titel "Name und Defini-
tion"  liest  sich  unter  Artikel  2/d  wie 
folgt: "Eine politische Partei, die an ein 
echtes  diszipliniertes  demokratisches 
Mehrparteien-System glaubt und deren 
Gründung von der Wahlkommission in 
Übereinstimmung  mit  diesem  Gesetz 
zugelassen wird, kann ihre Aktivitäten 
auf  der  Grundlage   einer  politischen 
Überzeugung ausüben.

Lt. dieser Definition muss eine   ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

***************************

The Irrawaddy - Newsletter for Saturday, March 13, 2010, 
news@irrawaddy.org, www.irrawaddy.org

Junta verbietet
Nachrichten
über die Wahl
The Irrawaddy, Sonnabend, den 13. März 2010 
<http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=18035>

 ***************************
The Irrawaddy - Newsletter for Monday,
March 15, 2010   -  COMMENTARY –
news@irrawaddy.org, www. irrawaddy.org

Wahlgesetz
sichert keine
Glaubwürdigkeit
zu -  HTET AUNG

Montag den,15. März 2010
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... Partei,  gleichgültig, welche poli-
tische  Ideologie  sie  auch  vertreten 
mag, sich einer "disziplinierten Demo-
kratie", d.h. übersetzt dem Willen des 
Militärs, unterwerfen.

Obwohl das Lager der Befürworter ei-
ner  Beteiligung einen Wandel   inner-
halb  des  neuen  institutionellen  Rah-
mens  erwartet,  erlaubt  das  politische 
Manöver der Junta durch das Wahlge-
setz  "ein Mehrparteiensystem mit  ei-
ner politischen Ideologie - disziplinierte 
Demokratie",  d.h.  einer  Ideologie,  die 
mit den undefinierten Kriterien des Mili-
tärregimes in Übereinklang steht.

Wo  liegt  der  Unterschied  zwischen 
dem vorherigen sozialistischen System 
und  ihrer  "disziplinierten  Demokratie". 
Unter  dem  Sozialismus  praktizierte 
Burma ein Einparteiensystem mit einer 
politischen  Ideologie.  Jetzt  wird  das 
Land ein Mehrparteiensystem mit einer 
politischen  Ideologie  wie  sie  das  Re-
gime sieht, praktizieren.

Ob man es nun will oder nicht, das bur-
mesische Volk  sieht  sich  dieses Jahr 
einer  Wahl  gegenüber..  Es  wäre  die 
Pflicht  einer  Wahlkommission,  freie 
und faire Wahlen zu planen, zu regeln 
und  unabhängig  und   unparteisch 
durchzuführen,  um  so  eine  friedliche 
Übergabe  der  Macht  vom  Militär  auf 
das Parlament zu befördern.

Das  burmesische  Parteienregistrie-
rungsgesetz setzt jedoch undemokrati-
sche Kriterien für die Führung und Mit-
gliedschaft einer politischen Partei und 
gibt  der  EC  (Wahlkommission)  die 
Macht,  jede Partei aufzulösen, die die-
se  Kriterien  nicht  erfüllt  -  ein  unver-
blümtes Eingreifen in die inneren An-
gelegenheiten von politischen Parteien.

Artikel 4/e besagt: Menschen, die eine 
Haftstrafe  verbüssen,  können  keine 
politische Partei bilden". Lt. Artikel 10/e 
können "Menschen, die eine Haftstrafe 
verbüssen nicht als Mitglied einer politi-
schen Partei angehören".

Diese  Regel  schliesst  mehr  als  2000 
politische Häftlinge, einschl. Aung San 
Suu Kyi,  eine  Hauptbeteiligte  der  de-
mokratischen Opposition, von der Poli-
tik aus.

Ferner  besagt Artikel 6 das Folgende: 
"Der  Antrag,  eine  politische  Partei  in 
Übereinstimmung mit  Artikel  5 dieses 
Gesetzes muss den folgenden Tatsa-
chen  zustimmen",  was  lt.  Subklausel 
6/c die Befolgung der Verfassung von 
2008" bedeutet.

Analysten sehen in der Antragstellung 

zur  Gründung einer  politischen  Partei 
bei  der  Wahlkommission  die  Zustim-
mung  zur  Verfassung,  was  bedeutet, 
dass  alle  Kandidaten  von einer  Dis-
kussion  vorgeschlagener  Veränderun-
gen  der  Verfassung  während  der 
Wahlkampagne Abstand nehmen müs-
sen.  Sollten  Parteien  oder  deren 
Kandidaten  eine  Abänderung  der 
Verfassung  während  der 
Wahlkampagne  diskutieren,  dann 
könnte  dies  die  Auflösung  bedeuten, 
sagen Analysten.

Analysten  weisen  ferner  darauf  hin, 
dass  nach  der  Wahl  gewählte  Parla-
mentsmitglieder die Möglichkeit hätten, 
Abänderungen der  Verfassung  vorzu-
schlagen, wenn sie die Regeln, die in 
der Verfassung beschrieben sind,  be-
folgen.

Obgleich die Junta das Wahlgesetz in 
Übereinstimmung  mit  Artikel  443  der 
Verfassung herausgegeben hat,  igno-
rierte  sie Artikel  441 und forderte  die 
Parteien dazu auf, sich an die Verfas-
sung zu halten, die seinerzeit noch zu 
erarbeiten war.

Artikel 441 besagt: "Durch ein landes-
weites Referendum zur Annahme der 
Verfassung, an dem sich mehr als die 
Hälfte der Wahlberechtigten beteiligen 
und bei  dem mehr als  die Hälfte der 
Wähler der Verfassung zugestimmt ha-
ben,  wird  in  der  ganzen  Union  am 
Tage  der ersten Einberufung des Par-
lamentes   (Pyidaungsu   Hluttaw)  zur 
Anwendung kommen".

Die  internationale  Gemeinschaft  hat 
bezüglich der Nichteinhaltung von fun-
damentalen Menschenrechtsstandards 
ihrer Besorgnis Ausdruck verliehen.

Artikel 25 der Internationalen Deklarati-
on der Menschenrechte (Universal De-
claration of Human Rights (UDHR) be-
sagt: "Jeder hat das Recht, sich an der 
Regierung  seines  Landes  direkt  oder 
durch gewählte Vertreter zu beteiligen".

Artikel 25 des Internationalen Abkom-
mens über zivile oder politische Rechte 
führt aus: "Jeder Bürger soll das Recht 
und  die  Möglichkeit  haben,  sich  an 
echten,  regelmässig  stattfindenden 
Wahlen  zu  beteiligen,  unter 
allgemeinem  und  gleichberechtigtem 
Stimmrecht  und  unter  geheimer 
Stimmabgabe,  die  die  freie 
Willensäusserung  des  Wählers 
garantiert."

Aung San Suu Kyi - eine Friedensno-
belpreisträgerin  und  das  Symbol  der 
Demokratie,  spricht  sich  unermüdlich 
für  die  Förderung  der  Demokratie 

durch allgemeine und gleichberechtigte 
Wahl aller Bürger aus und das Recht, 
durch  demokratische  Wahlen  gewählt 
zu werden.

Aber als politischer Häftling der Junta 
wurde sie  von der  Stimmabgabe und 
Teilnahme an der  Wahl  ausgeschlos-
sen.
 
Glaubwürdigkeit und Beteiligung aller - 
zwei  Richtgrößen  der  internationalen 
Gemeinschaft - fehlen bereits, ehe die 
Wahl begonnen hat.

Die  burmesische  Junta  benutzt  die 
Wahlen von 2010, um Opposition  und 
demokratische Aktivitäten zu ersticken 
und  die  Militärregierung  unter  dem 
Deckmantel  von  Wahlen  und  Demo-
kratie  festzuzementieren und zu legiti-
mieren,  sagte  Dr.  Sein Win,  Premier-
minister der Nationalen Koalitionspartei 
der Burmesischen Union im Exi

"Wir  werden  dies  nicht  akzeptieren, 
und  unser  Kampf  für  Demokratie  in 
Burma mag lang werden," sagte er.

Dies sagte Dr. Sein Win anlässlich des 
Jahrestages  der  Menschenrechte  in 
Burma am 13. März in Berkeley, Kali-
fornien.

Der 13. März wurde von Aktivisten zum 
burmesischen  Menschenrechtstag  er-
nannt,  weil  an  diesem Tag 1988 der 
Technologiestudent Phone Maw brutal 
von  burmesischen  Soldaten  getötet 
wurde,  was  dann  wahrscheinlich  zu 
dem landesweiten Aufstand gegen die 
Militärregierung führte.

"Die diesjährige Wahl wird meiner Mei-
nung  nach  keinerlei  Veränderung  in 
Burma bewirken", sagte Dr. Sein Win. 
Er fügte hinzu, dass keines der demo-
kratischen  Bündnisse  daran  glaubt, 
dass  die  Verfassung  zu  irgendeiner 
Demokratie führen wird."

Zwischen dem Regime und denpo-... 

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

***************************
Editor" <editor@burmanet.org>, www.burmanet.org

MIZZIMA<  http://www.mizzima.com/news/  
election-2010/3678-no-change-in-burma-from-
2010-polls-dr-sein-win.html>

Die Wahlen von
2010 werden in
Bruma nicht
verändern : 
MIZZIA NEWS, Mittwoch, den 17. März 2010
Dr. Sein Win -  HTET WIN  -

THE BURMANET NEWS -   March 17, 2010, Issue #3918 -   
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... litischen oppositionellen Parteien 
ist  es wegen der neuen Wahlgesetze 
und der Verfassung von 2008 zu Kon-
troversen gekommen.

Nyunt Than, Präsident der in San Fran-
zisko  ansässigen  NGO  der  burme-
sisch-amerikanischen  demokratischen 
Alliance sagt,  dass  das Regime  alle 
Türen  für  Verhandlungen  und  einen 
Demokratisierungsprozess  zugeschla-
gen hat.

Nyunt Than betonte: "Wir, das burme-
sische Volk werden niemals aufgeben, 
obwohl die Lage hoffnungslos scheint."

"Die demokratische Ikone,  Daw Aung 
San Suu Kyi und mehr als 2000 politi-
sche  Häftlinge  werden  unsere  Vorbil-
der  sein  und  das  unterdrückerische 
Regime wird besiegt werden," sagte er.

Toe  Lwin,  ein  ehemaliger  politischer 
Häftling,  der  jetzt  in  den  Vereinigten 
Staaten lebt, äusserte sich Mizzima ge-
genüber,  dass  die  Wahlgesetze  ein 
Beispiel der Gesetzwidrigkeit der Junta 
seien, um jegliche  wirksame Oppositi-
on auszuschalten.

"Die Wahlgesetze sind dazu geschaf-
fen,  um  einfach  Oppositionsparteien 
niederzuwerfen," sagte Toe Lwin.

Die Verfassung von 2008 schützt nicht 
die Rechte des Volkes,  und der Teu-
felskreis von willkürlichen Festnahmen 
und  Folter  wird  fortgesetzt  werden, 
sagte er.

Chiland Guardian: In einer fortdauern-
den Kette von Reaktionen aus der gan-
zen Welt auf die neuen burmesischen 
Wahlgesetze  brachten  gestern  indi-
sche Parlamentarier ihre Enttäuschung 
hinsichtlich  der  neuen  burmesischen 
Wahlgesetze   zum   Ausdruck,  die 
einen Mangel an Glaubwürdigkeit  und 
Nichteinbeziehung aller für die von der 
Junta  für  dieses  Jahr  vorgesehenen 
Wahlen aufweist.

Im indischen Parlament sagte gestern 

das  Forum  für  Demokratie  in  Burma 
(Indian  Parliamentarian's  Forum  for 
Democracy in Burma - IPFDB) in einer 
Erklärung,  dass  die Wahlgesetze,  die 
von der Militärjunta Anfang des Monats 
verabschiedet  wurden,  hinter  einem 
Minimum   demokratischer  Standards 
zurückbleiben. Die Gruppe zitierte spe-
zifische  Bedingungen  der  Wahlgeset-
ze,  die den Oppositionsparteien,   wie 
der  National  League  for  Democracy, 
unfaire Verpflichtungen auferlegen, wie 
z. B. drastische Transformationen oder 
als Kandidaten nicht wählbar sein wer-
den, was  fundamental undemokratisch 
ist.

"Wir  haben unsere Enttäuschung we-
gen der burmesischen Verfassung von 
2008  zum Ausdruck gebracht, weil es 
den wirklichen Volksvertretern nicht er-
laubt  war,  sich  am Prozess  des  Ent-
wurfes zu beteiligen, und das Referen-
dum war eine Farce," sagte das IPFDB 
in einer Erklärung.

Die  Parlamentarier  der  Welt  grössten 
Demokratie  sagen,  dass  die  Wahlen 
keinen  demokratischen  Wandel  in 
Burma  herbeiführen  werden,  sondern 
die Probleme ihres grössten östlichen 
Festland- Nachbarn in Südostasien nur 
noch verlängern werden.

Die  indische  Regierung,  die  über  die 
Jahre  bilaterale  Verbindungen  zu  der 
burmesischen Militärjunta  aufrecht  er-
hält,  schweigt  jedoch  zu  den  neuen 
Wahlgesetzen, die die Junta  jetzt ver-
öffentlicht hat.

"Wir sind besorgt über die fortdauern-
de Instabilität unserer Nachbarländer," 
sagten Parlamentarier.

Die Gruppe von  Parlamentariern aller 
Parteien  in  Burma  fordert,  dass  die 
Junta vor den geplanten Wahlen alle 
politischen  Häftlinge  freilassen  muss, 
einschliesslich Aung San Suu Kyi, der 
wirklichen  demokratischen  Führerin 
und mit  ihr und den legitimen Vertre-
tern der ethnischen Gruppen in einen 
Dialog treten soll, so dass eine echte 
nationale Aussöhnung in Burma statt-
finden kann.

Das IPFDB wurde 2005 gegründet und 
setzt  sich  aus  Parlamentariern  aller 
Parteien beider Häuser zusammen. 

In  der  vergangenen  Woche  gab  das 
burmesische  Regime  die  erwarteten 
Wahlgesetze bekannt. Es will endgültig 
dieses Jahr die versprochene Wahl ab-
halten.

Die  Wahlgesetze  bestätigen  die  Be-
fürchtung,  dass  die  Wahl  weder  frei, 
noch fair noch allumfassend sein wird, 
was mehr Ärger für die Southeast Asi-
an Nations (ASEAN )  mit  seinem ab-
scheulichen Mitglied,  dem vom Militär 
regierten Burma, bedeuten wird.

Obwohl  ASEAN sich  jeden  Kommen-
tars  über  die  burmesischen  Wahlen 
enthalten hat,  haben einige Mitglieds-
staaten ihr Unbehagen geäussert.

In  Singapur,  wo  Regierungsbeamte 
schwiegen,  nahm  die  Zeitung  The 
Straits Times eine kritische Haltung ein 
und bemerkte: "Eines der Wahlgesetze 
scheint besonders gegen die Oppositi-
onsführerin Aung San Suu Kyi  gerich-
tet zu sein. Es fordert von ihrer Partei, 
der  National  League  for  Democracy 
(NLD),  sie  auszuschliessen,  da  sie 
einen  verlängerten  Hausarrest  ver-
büsst.  Ohne ihre  Teilnahme kann die 
Abstimmung nicht viel Glaubwürdigkeit 
haben."

Die  Tageszeitung  des  Inselstaates 
nennt Suu Kyi ein Symbol für den Wi-
derstand und "eine politische Kraft, de-
ren Ausschluss nicht gerechtfertigt ist."

Sie  fährt  fort:  "Auch  können  die 
Wahlen nicht  als  umfassend  angese-
hen werden, da weitere 2000 politische 
Gefangene nicht an der Wahl teilneh-
men  können.  Dass  weder  sie  noch 
auch diese an der Abstimmung betei-
ligt sein werden, bedeutet, die Wähler-
stimmen  werden  nicht  nur  drastisch 
begrenzt, sondern auch grösstenteilsim 
vorhinein  festgelegt.  Eine  Wahlkom-
mission wird lt. Behörden das "endgül-
tige  und  bestandskräftige"Sagen  be-
züglich aller Wahlangelegenheiten ..

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

***************************
Chinland Guardian <chinland_guardian@yahoo.co.in>  - 
[NLDmembrsnSupportersofCRPPnNLDnDASSK] Indian MPs React to 
Burma’s Electoral Laws Datum:Thu, 18. Mar 2010 05:28:26

Indische
Parlamentarier
antworten auf die
burmesischen
Wahlgesetze

 

<  http://chinlandguardian.com/news-2009/922-indian-mps-react-  
to-burmas-electoral-laws.html>

***************************

The Irrawaddy – News letter for
Wednesday, March 17, 2010,
news@irrawaddy.org  ,   www.irrawaddy.org

ASEAN muss
sich mit einer
Stimme zur
Wahl in Burma
äussern
AUNG ZAW, Mitt., den 17. März 2010
<http://www.irrawaddy.org/opinion_story.php?art_id=18060>
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http://service.gmx.net/de/cgi/derefer?TYPE=3&DEST=http%3A%2F%2Fchinlandguardian.com%2Fnews-2009%2F922-indian-mps-react-to-burmas-electoral-laws.html
mailto:chinland_guardian@yahoo.co.in
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... haben, aber seine fünf Mitglieder 
müssen  von  der  Junta  anerkannt 
werden.  Soviel  also  zu  Fairness  und 
Transparenz."

Alberto  Romulo,  Aussenminister  der 
Philippinen, ging noch weiter und kom-
mentierte: "Falls sie Suu Kyi nicht frei-
lassen und ihrer Partei die Teilnahme 
an  der  Wahl  erlauben,  dann  wird  es 
eine komplette Farce sein und deshalb 
im Widerspruch zu ihrer Roadmap zur 
Demokratie stehen."

Bereits vor der Ankündigung der Wahl-
gesetze hatte Romulo die Junta aufge-
fordert,  für  "freie,  faire,  glaubwürdige 
und  niemanden  ausschliessende 
Wahlen zu sorgen."

Teuku Faizasyah, Sprecher des indo-
nesischen  Aussenministeriums,  sagt 
bereits  voraus,  dass  die  Gesetze  die 
Wahl  unterminieren  werden,  da  sie 
nicht die Teilnahme aller erlauben.

Es ist geplant, dass Indonesiens Präsi-
dent Susilo Bambang Yudhoyono sei-
nen  Aussenminister,  Marty  Natalega-
wa,  diesen  Monat  nach  Burma  schi-
cken wird, wo er sich für eine demokra-
tische Reform einschliesslich einer um-
fassenden Wahl dort einsetzen soll.

Die  Wahl  in  Burma  wird  erneut  zum 
Test des schwindenden Einflusses der 
ASEAN,  wie  auch  deren  umstrittener 
Politik  des  "konstruktiven  Engage-
ments" bezüglich Burma.

Hochrangige  Beamte  aus  Thailand, 
Malaysia  und  Indonesien  haben  dem 
burmesischen  Regime  ebenfalls  be-
deutet, dass die Freilassung Suu Kyis 
und  anderer  politischer  Häftlinge  der 
Schlüssel  zur  Erreichung  der  interna-
tionalen Glaubwürdigkeit  bedeutet wie 
auch für die  absolut notwendige Aus-
söhnung. Es gibt aber keinerlei Anzei-
chen dafür, dass das Regime bereit ist, 
diesem Rat zu folgen.

Im Februar sagte der Generalsekretär 
der ASEAN und ehemalige Aussenmi-
nister  Thailands,  Surin  Pitsuwan,  im 
"Hardtalk"  -Programm des BBC, dass 
die  ASEAN  eine  glaubwürdige  und 
transparente Wahl in Burma erwartet, 
fügte jedoch hinzu, dass sich die Orga-
nisation nicht  in Einzelheiten der Ab-
stimmung einmischen kann.

Ohne  auf  Burmas  düstere  politische 
Lage,  das  dort  vorherrschende Klima 
der  Angst  und  die  2000  politischen 
Häftlinge einzugehen, sprach Surin Pit-
suwan so,  als sei er der Sprecher des 
Regimes.

"Keine Wahl ist  perfekt",  sagte er.  Es 
muss  ein  Anfang  gemacht  werden. 
Das ist der Grund, warum das burme-
sische Regime beginnt. Es hat Wahlen 
für  Ende  des  Jahres  versprochen." 
Und er meinte, dass das Engagement 
der  burmesischen  Generäle  für  die 
Wahl  als  positiver  Faktor  anzusehen 
ist.

In der Vergangenheit fusste die Unter-
stützung der ASEAN für das burmesi-
sche Regime auf der Annahme, dass 
ein Engagement dessen unterdrücken-
des  Benehmen ändern und mehr Of-
fenheit bringen würde. ASEANs Führer 
bestanden auch darauf, dass die Orga-
nisation der  Sphäre des chinesischen 
Einflusses  in  Burma  entgegenwirken 
müsse.

Bisher hat sich jedoch die Politik  des 
Engagement der ASEAN als wirkungs-
los erwiesen.

Seit Beginn seiner Mitgliedschaft in der 
ASEAN in 1997 hat das Regime noch 
mehr  politische  Häftlinge  festgenom-
men,  hunderttausende  von  Flüchtlin-
gen der ethnischen Minderheiten dazu 
getrieben,  sich  in  Dschungelverste-
cken,  im  benachbarten  Thailand  und 
selbst in China  in Sicherheit  zu brin-
gen. Während der Demonstrationen im 
September  2007  massakrierte  es 
schamlos  Aktivisten  und  Mönche  vor 
den Augen der ganzen Welt. Heute ist 
Burma ein Satellitenstaat Chinas.

Noch beunruhigender ist die Tatsache, 
dass  Burma  engere  Beziehungen  zu 
Nordkorea geknüpft hat. Berichte über 
den  Ankauf  von  Kurzstreckenraketen 
haben sich bestätigt, und es bestehen 
hartnäckige Berichte über eine nuklea-
re  Zusammenarbeit  zwischen  Burma 
und Nordkorea.

Hochranginge  Beamte  des  US-Aus-
senminiseriums  haben  öffentlich  ihre 
Besorgnis über die zweifelshaften Be-
ziehungen zwischen Burma und Nord-
korea  ausgedrückt.

Wo steht denn nun die ASEAN heute? 
Bedauerlicherweise stimmen  nicht alle 
im Block zu, dass  eine echte Demo-
kratie wichtiger für Burma ist, als eine 
"disziplinierte Demokratie".

Es  ist  nicht  überraschend,  dass  sich 
gerade diejenigen  Regierungen  über 
die Notwendigkeit einer freien und fai-
ren  Wahl  ausgeschwiegen   haben  - 
Laos, Kambodja, Brunei und Vietnam - 
die die Neigung für eine autoritäre Re-
gierung mit Burma teilen.

Vietnam,  das  zur  Zeit  den  Vorsitz  in 

der ASEAN innehat, ist  gerade dabei, 
ein  Bollwerk  gegen  Druck  von  inner-
halb der ASEAN wie auch von der Aus-
senwelt aufzubauen.

Das  vietnamesische  Aussenministeri-
um gibt auf  seiner Web site bekannt, 
dass Hanoi Burmas regionale und in-
ternationale Integration unterstützt. Als 
Mitglied des UNO-Sicherheitsrates hielt 
Vietnam daran fest, dass die Beziehun-
gen zu Naypyidaw auf einer Politik des 
Nichteingreifens in die inneren Angele-
genheiten Burmas basieren solle.

In  den  vergangenen  Monaten  haben 
sich burmesische und vietnamesische 
Führer  und hochrangige  Beamte wie-
derholt  getroffen,  um  ihre  bilateralen 
und regionalen Verbindungen zu stär-
ken.

Im vergangenen Oktober reiste Gene-
ral Shwe Mann, Verbindungsstabschef 
der  burmesischen  Streitmächte,  nach 
Hanoi, um sich dort mit dem vietname-
sischen Präsidenten Nguyen Minh Triet 
zu treffen und ein Abkommen über zu-
nehmende militärische Kooperation zu 
unterzeichnen.

Zwei  Monate  später  besuchte  Maung 
Myint, der burmesische Minister für re-
ligöse Angelegenheiten, ebenfalls Viet-
nam, wo er das erste bilaterale Über-
einkommen,  das  je  zwischen  Mitglie-
dern der ASEAN über religöse Angele-
genheiten  abgeschlossen  wurde,  un-
terzeichnete.

Dem Besuch folgte im Januar ein Tref-
fen zwischen dem burmesischen Pre-
mierminister,  General  Thein  Sein und 
dem stellvertretenden vietnamesischen 
Aussen-  und  Verteidigungsminister  in 
Naypyidaw. Dann nahm  gegen Ende 
des Monats der  burmesische Aussen-
minister Nyan Win an einem Minister-
treffen  der  politischen  Sicherheitsge-
meinschaft  der  ASEAN teil,  die  Viet-
nam, das den Vorsitz für 2010 hat, ver-
anstaltete.

In Anbetracht dieser Entwicklungen be-
steht kein Zweifel, dass die Chefs des 
burmesischen  Regimes  auf  Vietnam 
zählen.

Unter all dem findet sich nichts beson-
ders Tadelnswertes,  aber solange die 
ASEAN  in den politischen Linien nicht 
übereinstimmt,  besteht  die  sehr  reale 
Gefahr,  dass  die  weniger  demokrati-
schen  Mitglieder  die  hartnäckige  Ab-
lehnung der  burmesischen  Junta,  die 
Notwendigkeit   eines Wandels anzuer-
kennen, noch verstärken.

ASEAN sollte den Regimechefs  ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 
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... eindeutig  klar  machen,  dass  die 
Organisation  eine  wirklich  demokrati-
sche  Wahl  favorisiert  und  dass  nicht 
damit  zu rechnen ist,  dass  der  Block 
Diktatoren das Recht  zuzugesteht,  so 
zu regieren, wie es ihnen gefällt.

Die  inhaftierte  Führerin  der  Oppositi-
onspartei   Liga für  Demokratie  (NLD) 
sagte, dass sich die Bürger und Solda-
ten in Burma vereinigen sollten, um ge-
meinsam das Land zu entwickeln.

Ihre  Erklärung  wurde  laut  vom  NLD-
Sprecher Ohn Kyaing vorgelesen,  als 
die Partei am 27. März des 65. Jahres-
tages  der  Wehrmacht  (oder  Tag  des 
Widerstandes)  gedachte.  An  diesem 
Tag  wird  an  den  Beginn  des  Wider-
standes der burmesischen Armee ge-
gen  die  japanische  Besatzung  von 
1945 erinnert.

Um die 1000 NLD-Mitglieder aus dem 
ganzen Land nahmen an dieser Veran-
staltung  teil,  zusammen mit  ausländi-
schen Diplomaten aus Ländern wie z. 
B. England, Australien und den USA.

Suu Kyi wird zitiert, dass "einige Men-
schen zur Zeit Dinge sagen, die Unei-
nigkeit  zwischen uns und den Tatma-
daw  (Armee)  säen  wollen".  "Sie  be-
haupten Dinge, die den Eindruck erwe-
cken, dass der NLD weder am Wohl-
stand des Landes noch am Tatmadaw 
gelegen sei".

"Aber in Wirklichkeit möchten wir Bur-

ma und die Tatmadaw in Würde und 
Ehre  dastehen  sehen.  Aus  diesem 
Grunde bitte ich die Menschen in Bur-
ma und die  Angehörigen des  Tatma-
daw,  sich  zu vereinigen und sich  um 
die Entwicklung eines demokratischen 
Staates zu bemühen.

Burma wird  seit  1962 vom Militär  re-
giert, das aggressiv die Stärke der Ar-
mee  vergrössert,  von  der  angenom-
men  wird,  dass  ihr  zur  Zeit  bis  zu 
500.000 Mann angehören.

Aber der Chef der Junta, Than Shwe, 
erklärte in einer Rede am Sonnabend 
in  der  neuen  Hauptstadt  Naypyidaw, 
dass  das  Land  gezwungen  gewesen 
wäre,  Militär  und Regierung zu verei-
nen.

"Die Führer der Wehrmacht hatten sich 
von  Politikern  in  patriotische  Wehr-
machtsangehörige  gewandelt  als  der 
bewaffnete Kampf  für  Unabhängigkeit 
dies  notwendig machte,  und sie  wur-
den wieder zu Politikern..., als die Zeit 
für  politischen Kampf kam," sagte er.

Er warnte auch, dass Parteien sich von 
den  Wahlen  dieses  Jahr  fernhalten 
wollen, um zu einer Zeit Zurückhaltung 
zu  zeigen,  zu  der  der  Demokratisie-
rungsprozess die Reife erst noch errei-
chen muss".

"Grosse Wachsamkeit ist vonnöten ge-
gen Unruhe im Lande, gegen Gewalt 
bei den Wahlen, die die Herrschaft des 
Gesetzes wie auch Stabilität und Ruhe 
gefährden  sowie  gegen  Verhältnisse, 
die  zur  Disintegration  der  Union  füh-
ren."

In einem Brief, den ältere Oppositions-
politiker am Sonnabend an Than Shwe 
sandten,  forderten  sie  die  Überarbei-
tung der Verfassung von 2008 und der 
strengen Wahlgesetze, die Suu Kyi da-
von ausschliessen, für ein Amt zu kan-
didieren.

Wie heute berichtet wird, hat die gröss-
te burmesische Oppositionspartei  ent-
schieden, sich nicht registrieren zu las-
sen, was bedeutet, dass sie sich nicht 
an  den  Wahlen  beteiligen  kann,  die 
nach zwei Jahrzehnten erstmalig statt-
finden sollen.

Hla Thein, ein Teilnehmer an der heuti-
gen  Sitzung  der  Nationalen  Liga  für 
Demokratie,  teilte  mit,  dass  sich  die 
Mitglieder  gegen  eine  Registrierung 
entschlossen hätten.

Die  Registrierung ist  der  erste  juristi-
sche  Schritt,  der  dazu  berechtigt,  an 
der  Wahl  teilnehmen  zu  können,  die 
die  regierende  Junta  des  Landes  für 
dieses Jahr versprochen hat. Es wurde 
bisher noch kein Termin festgesetzt.

Ihr Rechtsanwalt zitierte in der vergan-
genen Woche die  inhaftierte  Führerin 
der  Nationalen  Liga  für  Demokratie, 
Aung  San  Suu  Kyi,  dass  sie  gegen 
eine Registrierung ihrer Partei sei, weil 
die Beschränkungen der Junta für die 
Wahl "ungerecht" seien. Sie betonte je-
doch,  dass  sie  die  Entscheidung den 
Parteimitgliedern überlasse.
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Democratic Voice of Burma, 

Suu Kyi drängt auf
"Vereinigung"
mit der Armee -
<http://www.dvb.no/news/suu-kyi-urges-
%E2%80%98unification%E2%80%99-with-army/>

AHUNT PHONE MYAT-  29. März 2010

***************************
ThaungN@aol.com - Mon, 29. Mar 2010 
Burmese opposition fails to register for election

guardian.co.uk   - World news Web -

Associated Press, Rangoon

Burmas
Nationale Liga
für Demokratie
lässt sich nicht
registrieren -
<http://www.guardian.co.uk/world/2010/mar/29/burma-opposition-polls>
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